Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/70 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Herabsetzung des Wahlalters 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

1. Artikel 38 Abs. 2 des Gnindgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte, 
wählbar ist, wer das dreiundzwanigste Lebens- 
jahr vollendet hat." 

2. Das Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 383), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. Jimi 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird 
wie folgt geändert: 


a) § 12 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,". 

b) § 16 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. das 23. Lebensjahr vollendet hat." 

Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 2 gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. November 1969 


Dr. Barzel, StücMen und Fraktion 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Die Herabsetzung des Wahlalters ist seit 1965 von 
Verbänden und Parteien in der Bundesrepublik dis- 
kutiert worden. In den Bundesländern Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Saar- 
land gelten für die Landtags- bzw. Kommunalwcihlen 
1970 Vorschriften für das Wahlalter, die denen des 
vorgelegten Antrags entsprechen. In anderen Bun- 
desländern befinden sich ähnliche Gesetzentwürfe in 
verschiedenen Stadien der Vorbereitung, wobei teil- 
weise im Interesse einer bvmdeseinheitlichen Rege- 
lung ein Beschluß des Bundestages zur Regelung des 
Wahlalters auf Bundesebene abgewartet wird 

Die Einbringung des vorliegenden Antrags zur Her- 
absetzung des Wahlalters liegt im Interesse einer 


inneren Reform der deutschen Demokratie, die der 
frühzeitigen aktiven Beteiligvmg jimger Menschen 
am politischen Leben bedarf. 

Mit der Herabsetzung des Wahlalters stellt sich die 
Frage, ob sich daraus Auswirkungen auf die Rechts- 
vorschriften zum Volljährigkeitsalter und der damit 
in Verbindung stehenden zivilrechtlichen Verant- 
wortlichkeit im Rechts- und Wirtschaftsleben, die 
Eingriffsmöglichkeiten im Jugendwohlfahrtsrecht 
und die Schutzgrenzen für Jugendliche im Strafrecht 
ergeben. Die Fraktion der CDU/CSU hat den Antrag 
bereits jetzt eingebracht, damit die sich aus der Her- 
absetzung des Wahlalters ergebenden Auswirkun- 
gen für andere Rechtsgebiete überprüft werden kön- 
nen. 
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